
U mweltrechtl iche Prinzipien des Gemeinschaftsrechts

Der Artikel tmtersucht die rechtlichen Funktionen der gemeinschaftsrecht-

lichen lJmweltschutzpinzipien und präzisiert den begiffIichen lnhalt ins-

besondere des Vorsorgepinzips und des Prinzips nachhaltiger Entwicklung.

Zugleich wird jeweils überlegt, ob die offenen Fragen durch eine verbesserte

Kodifizierung in der neuen EtLropäischen Verfasnmg gelöst werden sollten.

n. Überbl ick über die Prinzipien

Der EGV unterscheidet im Bereich der Umweltpolitik zwischen

Zielen, Prinzipien (in der deutschen Überseuung des EGV: Grund-

sätzen) und zu berucksichtigenden Geslchtspunkten. Die Ziele, die in

Art. 174I enthalten sind, eröffnen kraft Art. 175 I Handlungskom-

petenzen der Gemeinschaft. Da sie zugleich der Kompetenzausübung

eine inhaltliche Orientierung geben, sind sie zusätzlich a1s Prinzipien

anzusehen.
Die Prinzipien leiten nicht nur die Umweltpolitik als solche an. In-

dem sie in den Varianten "hohes Maß an Umweltschutz,, in '\rt. 2

EGV und "nachhaltige Entwicklung" in Art. 2 EUV zu den Kernauf-

gaben der Gemeinschaft bzw. zu den wesentlichen Zielen der Union

gezählt werden, erhalten sie zugleich einen hervorgehobenen Rang.

Eine Sonderrolle spielt das Integrationspdnzip nach Art. 6 EGV das

in leicht abweichender Formulierung auch in Art.37 Grundrechte-

charta enthalten ist: Es transportiert die umweltpolitischen Prin-

zipien des Art. 174 in sämtliche anderen Politiken der Gemeinschaft,

qualifiziert diese Querwirkung aber (auf noch zu deutende Weise)

durch Bezug auf das Prinzip nachhaltiger Entwicklung.

Zehn umweltpolitische Prinzipien lassen sich unterscheiden:
- Schutz der Umwelt auf hohem Niveau
- Erhaltung und Verbesserung der Umweltqualität
- Schutz der menschlichen Gesundheit
- Schonung nattirlicher Ressourcen
- Förderung internationaler Maßnahmen
- Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten
- Vorsorge
- Vorbeugung
- Bekämpfung der Umweltbeeinträchtigungen am Ursprung
- Verursacherprinzip

Die genannten Prinzipien sind von beachtlicher Radikalität. Sie

werden durch die Gesichtspunkte des Art. 174 III iedoch gewisser-

maßen auf realistische Fuße gestellt, wobei der Aspekt der regio-

nalen Unterschiede, der bereits in die Prinzipien selbst eingebaut

ist, noch zweimal wiederkehrt. Nach Art. 174 III sind zu berück-

sichtlgen
- die verfugbaren wissenschaftlichen und technischen Daten
- die regionalen Unterschiede der Umweltbedingungen
- Vorteile und Belastungen
- die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemeinschaft
- die ausgewogene Entwicklung der Regionen.

Es fältt auf, dass Nachhaltigkeit nicht als unmittelbar umwelt-

politisches Prinzip genannt ist, sondern einerseits als Aufgabe der

Gemeinschaft und Ziel der Union, andererseits als Qualiflzierung
des lntegrationsprinzips.

Im Folgenden soll untersucht werden, welche rechtliche Wir-

kung den Umweltprinzipien zukommt (B bis D), und welchen be-

grifflichen Inhalt rnanche von ihnen haben (E). Zur rechtlichen

Wirkung soll nach den Adressaten unterschieden werden, nämlich

Gemeinschaftsorganen (B), Mitgliedstaaten (C) und Unternehmen
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(D). Die Untersuchungsperspektive ist jeweils, ob sich Anderungs-

vorschläge ftir die neue europäische Verfassung ergeben.

B. Rechtl iche Bedeutung im Hinbl ick auf Gemeinschaftsorgane

Ob den Prinzipien des Umweltschutzes rechtliche Bedeutung zu-

kommt oder ob sie nur politische Programmsätze enthalten, ist

umstritten. Es gibt zwar einige Urteile des EuGH, die den Prinzipi-

en (und auch den Gesichtspunkten) unzweifelhaft rechtlichen

Wert zumessen. Der Streit ist damit aber noch nicht erledigt, weil

er sich bei näherer Betrachtung im Kern auf solche Problemkon-

stellationen bezieht, über die der EuGH noch nicht entschieden

hat. Um insoweit Klarheit zu erzielen, ist es nützlich, zwischen ver-

schiedenen Funktionszusammenhängen zu unterscheiden, in de-

nen die Prinzipien wirken.

Vier solcher Funktionszusammenhänge können unterschieden

werden:
1. die Ermöglichungvon Handlungskompetenzen der Gemeinschaft

2. die Ausfullung von Handlungskompetenzen der Gemeinschaft

3. die Verpflichtung der Gemeinschaft zum Handeln

4. die Ermögiichung von Eingriffen der Gemeinschaft in gemein-

schaftsrechtlich gewährleistete Grundrechte

Wie sogleich zu zeigen ist, empfiehlt es sich, fur die Frage nach der

rechtllchen Bedeutung danach zu unterscheiden, ob die Prinzipi

en Rechtsetzung ermöglichen sollen (,,enabling function"), wie bei

(1) und (4), oder ob sie Rechtsetzung ausfulien oder gar zur Recht-

setzung verpflichten (,,directing function"), wie bei (2) und (3).

Welchen Unterschied der jeweilige Funktionszusammenhang

macht, soll im Folgenden aus der Kasuistik der Gemeinschaftsge-

richte rekonstruiert werden.

L Ermöglichende Funktionen

1 . Ermöglichung von Kompetenzousübung

Im BSE-FaI1 zog der EuGH die Prinzipien der Vorsorge und der Vor-

beugung heran, um Gemeinschaftsmaßnahmen kompetenzrecht-

lich zu rechtfertigen, die im Zusammenhang mit der BSE-Krise ge-

gen den Export von britischem Rindfleisch gerichtet lvaren- In dem

Urteil wird Handeln unter Unsicherheit ermöglicht: "Wo Unsi-

cherheit hinsichtlich der Existenz oder des Ausmaßes von Risiken

fiir die menschliche Gesundheit besteht, können die Institutionen

Schutzmaßnahmen ergreifen, bis die tatsächliche Existenz und das

Ausmaß derartiger Risiken vollkommen offensichtlich wird."t Den

Prinzipien wird somit rechtliche Bedeutung im Sinne einer Er-

möglichung von Gemelnschaftshandeln beigemessen.

Andererseits kann Sekundärgesetzgebung aber auch über den

Möglichkeitsraum, den die Umweltrechtsprinzipien eröffnen, hin-

ausschießen. Dies deutet der EuGH im lalle Standley an. Der Land-

wirt Standley ging gegen britische Maßnahmen vor, die auf eine

Richtlinie gestützt waren, welche vorschrieb, dass die Mitgiied-

staaten Gewässer mit hoher Nitratkonzentration zu bestimmen

und im jeweiligen Einzugsgebiet die Intensir.tierhaltung zu be-

schränken haben. Die Richtlinie verstoße gegen das Verursacher-

prinzip, weil andere als landwirtschaftliche Nitratquellen nicht

I ErGtl, Rs. C-180/96, United Kingdom v Kommission, Slg. 1998, I-2265 Oio. 99)
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belastet würden. Hierzu fuhrt der EuGH aus: ,Zum Verursacher-
prinzip genügt die Feststellung, dass die Inhaber landwirtschaftli-
cher Betriebe nach der Richtlinie nicht verpflichtet sind, Bela-
stungen zu tragen, die mit der Beseitigung einer Verunreinigung
verbunden sind, zu der sie nicht beigetragen haben...2 Hieraus nird
man schließen können, dass der Gerichtshof einen Verstoß gegen
das Verursacherprinzip angenommen hätte, wenn die Richtlinie
Nichtverursacher belastet hätte. Ein Verstoß gegen Prinzipien kann
fo lg l i ch  e ine  R ich t l in ie  zu  Fa l l  b r ingen.

Von besonderer Bedeutung ist die ermöglichende Funktion bei
Ausübung umweltpolitikfremder Kompetenzen, bei der über die
Integrationsklausel aber die umweltpolitischen Prinzipien zu be-
achten sind. Dementsprechend ist es z.B. zulässig, dass die auf die
agrarpolitischen Kompetenzen gesttitzte Richtlinie über Pflanzen-
schutzmittel nicht nur den Pflanzenschutz, sondern auch den
Schutz der Umwelt vor den Pflanzenschutzmitteln bezweckt.
Schösse sie andererseits über das Ziel hinaus, indem sie z.B. den
Vorsorgebegriff überzöge, u'äre sie rechtswidrig und nichtig.

2, Ermöglichung der Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen

Die Umweltschutzprinzipien können weiterhin zur Rechtfertigung
von Eingriffen in Gemeinschaftsgrundrechte herangezogen werden.
Dies ist bisher allerdings nur sehr selten gerichtshängig geworden. Im
Vergleich zu der Häufigkeit, mit der in Deutschland nationale Grund-
rechte (insbesondere die Berufsfreiheit und die Eigentumsgarantie)
gegen nationale Umweltschutzmaßnahmen ins Feld gefuhrt worden
sind, ist es erstaunlich (teils aber mit den Restriktionen des Art. 230
IV EGV erklärbar), wie selten Gemeinschaftsgrundrechte gegen Ge-
meinschaftsmaßnahmen geltend gemacht lverden.

Als ein solcher Fall kann Standley gelten. Standley machte in sei-
ner oben err,r'ähnten Klage auch geltend, die Richtlinie verletze sein
Eigentumsgrundrecht. Der EUGH sagte, die Ausübung des Eigen-
tumsgrundrechts könne Beschränkungen unterworfen werden, so-
fern diese "tatsächlich dem Gemeinwohl dienenden Zielen der Ge-
meinschaft entsprechen .. .".  Ein solches Ziel sei der Schutz der
öffentlichen Gesundheit. Dlesem diene die Richtlinie. und zwar.
wie das Gericht sehr knapp hinzufugt, in einer \\'eise, die dem Ver-
hä l tn ismäßigke i tspr inz ip  en  tspr ich t .  I

Obwohl der EUGH von öffentlicher statt von menschlicher Ge-
sundheit spricht, dürfte er doch das Ziel und Prinzip der mensch-
l ichen Gesundheit i .S.d. Art.  174I2. SpStr EGV meinen, den er al ler-
dings nlcht ausdrücklich erwähnt. Es hätte im Übrigen nahe gele-
gen, auch das Ziel und Prinzip des Umweltschutzes gem. /ot. 174I
1. SpStr heranzuziehen.t Für unseren Zusammenhang ist wichtig
festzuhalten, dass Gemeinschaftsziele wie die des Gesundheits-
schutzes Grundrechtseingriffe ermöglichen können, dass ihnen in-
soweit also rechtliche Bedeutung zukommt.

Gleiches gilt fur solche Fälle, in denen der EUGH das Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip als von Grundrechtsprüfu ngen gelöstes selbstän-
diges Prinzip heranzieht. Hier ist ebenfalls ein die Maßnahme recht-
fertigendes Ziel gesucht, das dann Maßstab der Verhältnismäßigkeit
n.ird. Ein Beispiel ist der Fall Safety High Tech, in dem der EuGH fest-
stellte, dass das Verbot einer bestimmten Chemikalie in Bezug auf
das  Z ie l  des  Umwel tschutzes  verhä l tn ismäßiR se i . '

3. Rel ativiere nd e C esichtspunkte

In den ermöglichenden Funktionszusammenhängen kann die Be-
deutung der Prinzipien rvie gezeigt vol1 ausgeschöpft werden. Es
kann also, ohne dass Kompetenzfragen oder Grundrechte entge-
genstehen, z.B. Umlveltschutz zur Vorsorge und Vorbeugung oder
Ressourcenschutz vor unrationeller Verwendung betrieben rver-
den. Relativierend sind allerdings (neben dem bereits erwähnten
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allgemeinen Verhältnismäßigkeitsprinzip) die Gesichtspunkte des

Art. 17 4lII zu berücksichtigen. Im Fall Safety High-Tech wurde z.B.

der Gesichtspunkt der Berücksichtigung der verfugbaren wissen-

schaftlichen und technischen Daten herangezogen.6

Andererseits eröffnet der ermöglichende Funktionszusammen-

hang auch Argumente a maiore ad minus: Wenn Handeln aus Vor-

sorge zulässig ist, ist (sofern dies in der Situation ausreicht) ieden-
falls auch Handeln zur Gefahrvermeidung zulässig. Wenn ein ho-

hes Schutzniveau zulässig ist, ist (sofern dies ausreicht) jedenfails

auch ein niedrigeres Schutzniveau zulässig.

l l .  Direkt ive Funktionen

Direktive Funktionen können den Prinzipien zukommen, wenn sie
Gemeinschaftsorganen bei der Ausnutzung einer Kompetenznorm
Vorgaben fur die Ausgestaltung der Maßnahme machen, und zwar
in einer Weise, die nicht relativierend, sondern radikalisierend wirkt.
Noch gravierender sind solche Vorgaben, wenn sie die Gemein-
schaftsorgane in einer Situation gänzlicher Passivität oder politischer
Widerstände zum Handeln zwingen. Die europäischen Gerichte ha-
ben mit diesen direktiven Funktionen bisher vorwiegend in einem
spezifischen Zusammenhang zu tun gehabt, der als "der andere
auch" oder umgekehrtes St. Florian-s Prinzip bezeichnet u'erden
kann. Es ging len'eils darum, dass sich Kläger, deren umweltschädi
gendes Handeln von einem Gemeinschaftsrechtsakt untersagt \'ur-

de, darauf beriefen, dass andere "Sünder" nicht auch belangt wür-
den. Ebenso gut könnten Handlungsgebote aber auch von privaten

Dritten, Gemeinschaftsorganen oder Mitgliedstaaten reklamiert wer-
den, was jedoch offenbar deswegen selten passiert, weil es den Drit-
ten nach Art. Z3O IV an der Klagebefugnis mangelt und Klagen
durch Organe oder Mitgliedstaaten den diplomatischen "comment"
verletzen.

Das gemeinschaftsverfassungsrechtliche Handlungsgebot kann
zum einen besagen, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber umfassen-
de statt nur partikuläre Lösungen finden muss, zum anderen, dass
jede Einzelmaßnahme hinreichend effektiv sein muss.

'1. 
Gebot zu umfassenden Lösunaen

Einschlägig ist insbesondere der bereits ern'ähnte Fali Safety High
Tech. Eine Verordnung zum Schutz der stratosphärischen Ozon-
schicht untersagte die Verlvendung von teilhalogenierten FCKW.
Der Hersteller Safety High Tech rügte, dass nicht auch Halone, die
(unstreitig) ein noch höheres Ozonabbaupotential besitzen und zu-
dem zum Treibhauseffekt beitragen, verboten worden seien. Wegen
der Nichtberücksichtigung des Treibhauspotentials der Halone sei
das Gebot des Schutzes der Umrvelt insgesamt, und wegen der Nicht-
berucksichtigung ihres höheren Ozonabaupotentials sei das Gebot
des hohen Schutzniveaus verletzt. Der EuGH antlvortete, aus Art.
130r (jetzt 174) ergebe sich nicht, dass der Gemeinschaftsgesetzge-
be1 "1vsnn er Maßnahmen zur Erhalfung, zum Schutz und zur Ver-
besserung der Umwelt erlässt, die ein spezielles Umweltproblem be-
handeln sollen, stets gleichzeitig Maßnahmen erlassen müsste, dle
auf die Umwelt insgesamt abzielen..T Zum Argument des hohen
Schutzniveaus helßt es, dieses sei gewahrt, wie ein Vergleich mit den
weniger strengen Maßnahmen des Montreal Protokolls zeige.

ErrGHRs. C-293193, Standley,  SIg.  1999, I2603 (No.51).
EriGH, Rs. C-293193, Standle,v, Slg. 1999, I 2603 (No. 5.1, 56).
L. Krömer, Europäisches Umrveltrecht in der Rechtsprechung des EuGH,
lVien 2002, S. 135.
IilGtI, Rs. C-284195, Safety High-Tech Srl, Slg. 1998, I-4301 (No. 58).
IuGtl, Rs. C-281195, Safety High-Tech Srl, Slg. 1998, I-4301 ( No. 48).
EUGH, Rs. C-284195, Safety High-Tech Srl, Slg. 1998, I-4301 (No. 44).
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Zum ersten Problembereich ergab sich also, dass die Konzentra-

tion auf die Ozonproblematik zulässig und eine übergreifende Po-

litik zum Schutz der Ozonschicht und des Klimas nicht geboten

war. Dies ist m.E. überzeugend. Denn die Politiken zur Ozonschicht

und zum Klima sind deutlich unterschieden. "Der andere auch" ist
dann kein stichhaltiges Argument.

Zum zweiten Problembereich ist zunächst festzuhalten, dass der
EUGH es implizit immerhin fur mögiich hält, dass eine Maßnah-
me nicht weit genug geht und deshalb gegen das Gebot eines ho-

hen Schutzniveaus verstößt. Nur lagen die Umstände des Falles so,
dass ein Verstoß zu verneinen war.

Mit dieser Feststellung traf der EuGH iedoch nicht das eigentli-
che Argument von Safety High Tech, das dahin ging, durch Ver-

bot der Halone hätte ein noch höheres Schutzniveau verwirklicht

werden können. Im Grunde wurde damit ein Problem der Gleich-
behandlung aufgeworfen: Selbst wenn FCKWs nach dem Maßstab
hohen Schutzniveaus für sich genommen verboten werden konn-
ten, wurden doch andere Stoffe verschont und damit bevorteilt.

Lösbar wird diese Problemlage mit dem Konzeptgebot des BVer-
wG. Dieses bezieht sich auf solche Situationen, in denen eine Viel-
zahl von Sachverhalten an sich gleichzeit ig geregelt r ,r 'erden müs-
ste, ü'egen der Komplexität der Dinge oder aus Gründen der Ver-
r.valtungskapazität aber nicht auf einmal belr,ältigt rn,erden kann.
Einzelne Sachverhalte können dann herausgegrif fen r 'verden,
wenn dahinter ein Gesamtkonzept steht. Dies r,r,äre im Fa1l Safety
High Tech eine befr ledigendere Lösung gervesen: FCKW und Ha-
lone sind gefährl ich für die Ozonschicht. Beide stel len komplexe
Regelungsprobleme dar. Die Gemeinschaft verfolgt ein Konzept
der Regelung. (Sie tat dies rvirkl ich gemäß den Vorgaben des Mon-
treal-Protokolis; Halone r'vurden kurze Zeit später ebenfalls verbo-

ten). Diesem entspricht es, erst die (n' ie auch der EUGH feststel l t)
leichter substi tuierbaren FCKW und erst dann die Halone anzu-
gehen.

Mit dem Konzeptgebot hätte sich auch der lal l  Standlev ele-
ganter lösen lassen, in dem ebenfal ls eine Situation des "der an-
dere auch" vorlag. Nitratbelastungen kommen, rvie Standley rich-
tig vortrug, in der Tat aus weiteren Quellen als nur denen der
Landwirtschaft.  Der EUGH hätte im Hinbl lck auf den Gleich-
heitsgrundsatz fragen sol len, ob die Richtl inie im Rahmen eines
Gesamtkonzepts der Bekämpfung al ler Nitratquel len steht, um da-
nach die Heraushebung der Landwirtschaft zu beurtei len. Statt
dessen begnügt sich der Gerichtshof mit einer isol ierten Betrach-
tung des landwirtschaftlichen Beitrags und gibt sich damit zu-
frieden, dass der Landwirtschaft nicht der Beitrag anderer Quel-
len aufgelastet wird. Weitere Maßnahmen zu treffen, bleibe den
Mitgliedstaaten anheim gestellt; die Richtlinie hindere sie nicht
daran.

2. Gebot zu effektivem Umweltschutz

Echte Fäl1e des Unterschreitens von Umweltschutzprinzipien, bei
denen eine Maßnahme fur sich allein und nicht nur in Relation zu
anderen unter dem vorgeschriebenen Niveau verbleibt, sind von
den europäischen Gerichten bisher anscheinend nicht entschie-
den worden. Immerhin hält es der EuGH im Fall Standley wie oben
erlr'ähnt, implizit fur möglich, dass eine Maßnahme wegen Un-
terschreitens des Gebots eines hohen Schutzniveaus rechtswidrig
und nichtig ist. Wegen der nur impliziten Behandlung des Pro-
blems kann der entsprechende Streit damit aber noch nicht als ent-
schieden gelten.

Zusammenfassend ergibt sich, dass die europäischen Gerichte
hinsichtlich der direktiven Funktion der Prinzipien noch keine ex-
plizite Doktrin entrvickelt haben. Es lohnt sich deshalb, die Lehre
zu befragen.
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j. Argumente pro und contro rechtliche Verbindlichkeit

a. Vertassungspolitische Begründungen
Für eine rechtllche Verbindlichkeit spricht zunächst ganz

grundsätzlich, dass die Europäische Gemeinschaft von ihrer Natur

her nicht ein Staat, sondern eine Organisation zur Verwirklichung

bestimmter Zwecke ist. Während Staaten selten Verfassungsauf-

träge erteilt werden, enthielten die europäischen Verträge eine

Vielzahl von Handlungsverpflichtungen. Diese sind, soweit es um

die Herstellung des Binnenmarktes ging, auch mit Selbswerständ-

lichkeit a1s rechtlich verbindlich angesehen worden. In einem Iall
- der Pflicht zu einer gemeinsamen Verkehrspolitik gemäß Art. 75
(jetztTI) - kam es sogar zu einer Untätigkeitsklage.8 Gerade der Be-

reich der Umweltpolitik ist einer der Bereiche, fur die die EG ein

Wächteramt besitzt, weil es ähnlich wie bei der Herstellung des

Binnenmarktes um ein staatenübergreifendes Gut geht, das stän-

dig gegen die Egoismen der Mitgliedstaaten verteidigt werden

muss. Insofern ist es auch kein gutes Argument, wenn der EUGH

im Fall Safety High Tech ebenso n'ie im Fall Standley darauf ver-

weist, dass die Mitgliedstaaten ia einspringen können, solange die

Gemeinschaf tsorgane n ich  t  lä t  ig  r ' r 'e rden. -

b. Rechts ph tlosoph i sche Begrü ndu nge n

Ebenso grundsätziich könnte gegen eine rechtliche !'erbindlichkeit

eingewendet ü'erden, dass die Prinzipien dann die politischen Ent-

scheidungsprozesse der Gemeinschaft strangulieren würden. Da-

mit ist die Frage der Rechtsnatur von Prinzipien aufgeworfen, die

im Folgenden beantwortet lverden so11. Als Ergebnis sei nur vor-

weggenommen, dass Prinzipien, auch wenn sie a1s rechtlich ver-

bindlich angenommen werden, genügend Flexibilität besitzen, um

den politischen Raum offenzuhalten, dass sie andererseits aber
genügend direktive Kraft entfalten können, den eklatant untätigen

Cesetzgeber  zum Hande ln  zu  zwingen.
Prinzipien sind nach inzwischen wohl konsentierter Lehre durch

ihre größere Allgemeinheit und Flexibilität von Regeln zu unter-

scheiden. Lrber den Rechtscharakter der Prinzipien besteht aller-

dings Uneinigkeit. Nach der deutschen, besonders von Robert Alexy

beeinflussten Lehre sind sie rechtlich verbindlich, jedoch unterein-

ander abwägbar, rvährend Regeln strikte Einhaltung erfordern.l0 ln

der angelsächsischen Literatur, in der Ronald Dworkin am einfluss-
reichsten geworden ist, lverden Prinzipien zwar ebenfalls als rechts-
verbindlich angesehen; inhaltlich r'verden darunter jedoch nur all-
gemeine subjektive Rechte verstanden. Davon zu unterscheiden
seien upolicies", die nicht Individuen, sondern kollektiven Zielen

dienten. "Arguments of principle are arguments intended to estab-

lish an individual right; arguments of policy are arg'uments inten-

ded to establish a collective goal. Principles are propositions that

describe rights; policies are propositions that describe goals.""

Dworkin hat dabei das common law vor Augen, das in der Ver-

bindung von jurist ischer Profession und common sense die

Sphären der Einzelnen miteinander zum Ausgleich bringt. "The
origin of these (i.e. some principles applied in a certain court case)

as principles lies not in a particular decision of some legislature or

court, but in a sense of appropriateness developed in the professi-

on  and the  pub l ic  over  t ime. .  r '

8 EUGH, Rs.  13/83,  EP v.  Rat,  Slg.  i985,  1513 (No. ,19).  Die Handlungsver-
pflichtungen n'aren freilich konkreter formuliert als diejenigen des Art. 1 7-1.

9 EUGH, Rs.  C-284l95,  Safety High Tech,  Slg.  1998, I -4301 (No.43);  ErrGH, Rs.
C-293/93, Standle, Slg. 1999, I 2603 (No. ,16, 48).

I0 R. Alexy, Theorie der Grundrechte, Frankfurt (Suhrkamp) 7986, S. 7I ff.
1I R. Dworkin, Taking rights seriously, Cambridge (Harvard UP) 7977, S.90
72 Du,orkin, oD. cit. S. 40
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Nun kann sich aber auch bei im öffentlichen Interesse erfolgen-

den Interventionen (im englischen Recht: im Bereich des statute

lan) ein solcher sense of appropriateness fur bestimmte Prinzipien

herausbilden, und es kann des Weiteren sein, dass die Prinzipien

schließlich auch kodifiziert werden, sei es auf der einfachgesetzli-

chen Ebene, sei es insbesondere auch auf Ebene der Verfassung, die

lvegen ihrer allgemeineren Sprache sogar die geeignetere Ebene ist.

Es spricht deshalb nichts dagegen, auch den Prinzipien, die öf-

fentiiche Interessen konkretisieren, rechtliche Bedeutung beizu-

messen, umso mehr, wenn sie auch noch kodifiziert lvorden sind.

Der Rechtscharakter von Prlnzipien wird nicht nur aus der Sicht

der freien demokratischen \Villensbildung, sondern auch aus post-

moderner Sicht in Frage gestellt.ir Nach dieser Auffassung entspricht
das heute grassierende Interesse an Prinzipien dem Verlust an zen-
traler staatlicher Regelsetzung. Prinzipien haben danach insofern
eine Ersatzfunktion, als sie die fragmentarisch und kasuistisch ent-
stehenden neuen Regein strukturieren.tt Damrt wird ein Rechtscha-
rakter aber letztlich anerkannt, denn es geht ja um Herausbildung
von Strukturen rechtlich verbindlicher Regeln. Weitergehend wer-
den in der entsprechenden Literaturr5 aber auch dlrektive Funktio-
nen von Prinzipien anerkannt, und zwar-bel einem postmodernen
Ansatz eher überraschend - auch ganz hierarchisch im Verhältnis
Verfassung - Gesetzgeber, wenn die Verfassung solche Prinzipien sta-
tuiert. Dies ist gerade auch fur die umweltrechtlichen Prinziplen des
EGV so ausgefuhrt worden, - mit sehr ähnlichen Ergebnissen wie
den hier vertretenen, die aus einer eher traditionell "modernen.
S ich t  der  D inge en tw icke l t  werden. r6

Prinzipien können - anders als Regeln - mit anderen abgew'ogen
werden.tt Sie sind Optimierungsgebote, d.h. sie sind so vveit zu ver-
wirklichen, wie es entgegenstehende Prinzipien ermöglichen. Sie
stehen im Vergleich zu anderen, nicht in einer umfassenden ordi-
nalen oder gar kardinalen Vorrangordnung. Als Abn.ägungsregel (-

regel, nicht -prinzip) im Kollisionsfall wird dabei r-orgeschlagen,
dass ie stärker ein Prinzip betroffen ist, das andere umso gervichtiger
sein muss, um sich letzt l ich dennoch durchzusetzen. ' '  Das Ge-
wichtsverhältnis kann durch fallbezogene Rechtsprechr-rng in be-
dingten Vorrangrelationen ausgedrückt werden, es kann aber auch
durch sektorale Gesetzgebung vorstrukturiert u'erden.''

In ähnl icher Weise könnten von der Judikatur auch relat ive
Vorränge zwischen den Umweltschutzprinzipien der \rerträge (so-
rveit sie intern in Konflikt treten). insbesondere aber auch zn'ischen
den Umweltschutzprinzipien und den auf Nutzungslnteressen aus-
gerichteten Prinzipien der Verträge entwickelt r'r'erden.t' Zum Bei-
spiel müsste im Konfliktfall zwischen den Prinzipien des Gesund-
heits- und des Umweltschutzes der Gesundheitsschutz Vorrang
haben, vorbehaltlich einer Betroffenheit des Umr,veltschutzes in
bestimmten Kernbereichen. Im Konfliktfall zwischen Warenver-
kehrsfreiheit und Umweltschutz hat der Umweltschutz nach der
rule of reason - Rechtsprechung relativen Vorrang."

c. M ethod ologische Be g rü ndu ng e n
\{eiterhin könnte gegen eine rechtliche statt nur programmatische
Verbindlichkeit der direktiven Funktion von Prlnzipien sprechen,
dass sie sehr unbestimmt sind.2: Doch wären sie nicht die einzigen
Generalklauseln, die durch Kasuistik schließlich konkretisiert wer-
den könnten. lVenig befriedigend wäre es allerdings, wenn die ge-
r icht l iche Überprufung sich sofort auf eine Wil lkurkontrol le
zurucknehmen lr.urde, die normalerweise wenig Rechtssicherheit
vermittelt, lveil die Frage, wann \{illkür vorliegt, selbst kriterien-
los und damit selbst n eitgehend rrillkurlich ist. Diesen lVeg hat der
EuGH, seiner üblichen Rechtsprechung folgend, im Fall Safety
High Tech vorgezeichnet: "Da bestimmte in Artikel 130r genannte
Ziele und Grundsätze gegeneinander abgewogen werden müssen
und die Ann'endung der Kri terien k-omplex ist,  muss sich die ge-
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richtliche Nachprüfung zwangsläufig auf die Frage beschränken,

ob der Rat beim Erlass der Verordnung die Anwendungsvorausset-

zungen des Artikels 130r EG-Vertrag offensichtlich falsch beur-

tei l t . .23
Ein anderer Weg besteht darin, die Begründungspflichten zu ver-

schärfen. Doch fuhrt eine solche Prozeduralisierung leicht in die

Fa11e wortreichen Erwägens, das sich der Arbeit am materiellen Be-
griff entzieht.

Vorzuziehen ist deshalb ein Weg, der an der Konkretisierung ma-
terieller Inhalte der Prinzipien festhält. Danach sind Kern- und Rand-
zonen der Bedeutung der Prinzipien zu unterscheiden. Ist eine Kem-
zone verletzt, fuhrt dies jedenfalls zur Rechtswidrigkeit und Nichtig-
keit einer Maßnahme oder zur Rechtswidrigkeit einer Unterlassung.
Die Kernzonen könnten efi\'a nach Art von a maiore ad minus-
Schlüssen bestimmt werden: Wenn Vorsorgemaßnahmen program-

matisch verpflichtend sind, sind jedenfalls Gefahrabwehrmaßnah-
men rechtlich verpflichtend; wenn ein hohes Schutzniveau pro-
grammatisch verpflichtend ist, ist ein \finimalschutz jedenfalls

rechtllch verpflichtend. Wenn Maßnahmen, die die Umwelt verbes-
sern, programmatisch verpflichtend sind, sind lvlaßnahmen zur Um-
r,r'elterhaltung jedenfalls rechtlich verpfl ichtend.

l l l .  Rechtspol i t ische Folgerungen

Fragt man abschließend danach, ob sich aus dem Vorhergehenden

Folgerungen fur die Verfassungsdebatte ergeben, so ist die Anttl,ort
negativ. Die erörterten Fragen, insbesondere der direktive rechtli-
che Gehalt der Prinzipien, sind solche rechtsdogmatischer Art. Sie
sind Aufgabe der Rechtsprechung und durch Kodifizierung kaum
klarer zu lösen.

C. Rechtl iche Bedeutung im Hinbl ick auf Mitgl iedstaaten

Bisher lvar die Rede nur von Gemeinschaftsorganen als Adressaten
der umr,veltrechtlichen Prinzipien. Auch Mitgliedstaaten können
jedoch Adressaten sein. Dabei ist es wiederum aufschlussreich,
zr,r'ischen ermöglichenden und direktiven Funktionszusammen-
hängen zu unterscheiden.

l .  Ermöglichende Funktionen

Zu den ermöglichenden Funktionen gehören:
(a) die Rechtfertigung von Eingriffen der Mitgliedstaaten in ge-

meinschaftsrechtliche Grundfreiheiten

13 Vgl. N. de SadeLeer, Environmental principles. From political slogans to legal
rules, Oxford UP 2002.

Il de Sadeleer, a.a.O.op. cit. S. 258 f.
15 So bei de Sadeleer, der sich ausdrücklich der postmodernen Richtung zuord-

net .
16 Ygl .  de Sadelecr,  op.  c i t .  5.306 f f . ,322 f f .
17 Alexy,  a.a.O.op.  c i t .  S.  88 f .
18 Alexy,  a.a.O. S.  1-16.
19 Ein Beispiel solcher (recht komplexer; Vorrangrelationen findet sich in Art.

6 Abs. 4 der FFH-Richtlinie: Die dort geschützten Belange der seltenen Arten
und Lebensräume gelten als vorranglg vor privaten Nutzungsinteressen, tre-
ten ledoch vor zrlingenden öffentlichen Nutzungsinteressen zurück. Die öf-
fentlichen Interessen müssen jedoch zurücktreten, lvenn die Naturbelange
im Kern (nämlich im Bereich prioritärer Lebensräume) betroffen sind, es sei
denn, auch die öffentlichen Nutzungsinteressen sind im Kern (nämlich im
Bereich der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit) betroffen.

20 S. dazu I\t. Kahl, Umrt:eltprinzip und Gemeinschaftsrecht, Heidelberg 1993,
s.  166 f f .

27 S. dazu n.E. überzeugend Kahl, op. cit. S. i70.
22 So L.  Kramer,  a.a.O. S.  137.
23 EttGH, Rs. C-284l95, Safeq, High Tech, Slg. 1998, I-4301 (\o. 37).
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@) die Rechtfertigung von über Sekundärrecht hinausgehendem

weitergehendem mitSliedstaatlichem Handein

(c) die Rechtfertigung mitgliedstaatlicher Beihilfen und anderer

Wettbewerbsbeschränkungen

1. Rechtfertigung von Eingriffen in Grundfreiheiten

Das Umweltschutzprinzip ist seit dem Fall Dänische Pfandflaschen

als Rechtfertigungsgrund fur Eingriffe in die Warenverkehrsfreiheit

anerkannt.2a Gleiches gilt fur das Prinzip des Schutzes der mensch-

lichen Gesundheit, und zwar, wie z.B. der Fall Toolex zeigt, insbe-

sondere auch, soweit die menschliche Gesundheit nicht direkt durch

Produkte, sondern indirekt über umweltbezogene Kausalketten rvie

z.B. Luft- und Wasserverschmutzung betroffen ist r 
j 

Im Fall Bluhme

wrrrde des Weiteren die biologische Vielfalt a1s Schutzgut aner-

kannt2u, im Fa1l PreußenElektra das Klima.2- Hinsichtlich der spezi-

fischeren Prinzipien des Art. I74 ll glbt es Judikatur zum Ur-

sprungsprinzip. Dieses diente im Fall \Arallonien als zulässige Recht-

fertigung fur belgische Importbeschränkungen fiiLr Abfälle'" In

anderen Fä11en lttrrde die Gelegenheit zu entsprechenden Rekursen

versäumt. Im lall Dusseldorp zum Beispiel, in dem es um die Mög-

lichkeit der Exportbeschränkung fur Abfälle zut Vetn'ertung ging ,

hätte der EuGH als Rechtfertigungskriterium die HöherlYertiskeit der

lViederveru,ertung im In- bzw. Ausland heranziehen können; dies

$'äre unter Bezugnahme auf das Prinzip rationeller Nutzung der Res-

sourcen (Art.7741 3. Anstrich) mög1ich gewesen. "'

Noch nicht ganz geklärt ist die Rechtsdogmatik der Errveiterung

der Rechtfertigungsgründe über die enge Formulierung des Art. 30

EGV hinaus.3t Die ältere Rechtsprechung hat die überschießenderl

Bedeutungsdimensionen des Umweltschutzes ais eigene Kategorie

von Rechtfertigungsgründen neben Art. 30 EGV ausgebildet, n'o-

bei der Anwendungsbereich iedoch auf Maßnahmen beschränkt

war, die in- und ausländische Produkte unterschiedslos behan-

deln.32 Spätestens in den Urteilen Bluhme und PreussenElektra hat

der EuGH jene überschießenden Bedeutungen in Art.  30 EGV

selbst hineinprojiziert. Dies hat die lVirkung, dass sie auch solche

Maßnahmen rechtfertigen können, die in- und ausländische \4'a-

ren unterschiedlich behandeln, lr'ie etwa im Fall PreussenElektra,

in dem ausländischer Strom von dem inländischen Einspeisungs-

priv-ileg ausgenommen l'ar." Rechtsdogmatisch lvurde dies über

ein weites Verständnis der Klausel uSchutz der Gesundheit und des

Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen" erreicht, daneben

auch über die Heranziehung des Integrationsprinzips sowie über

eine völkerrechtskonforme Auslegung im Hinblick auf einschlägi-

ge internationale Abkommen (wie der Klimaabkommen und des

Abkommens über biologische Vielfalt). Dabei hat der Gerichtshof

die überschießenden Bedeutungen resümierend ieweils aber lvie-

der an die ern'ähnte Klausel des Art. 30 EGV rückgebunden, also

keine echte Ergänzung des Tatbestandes vorgenommen. Damit

wird das Begriffsverständnis "Leben von Tieren und Pflanzen" al-

lerdings stark überdehnt, so etwa, wenn im Urteil Bluhme der

Schutz einer Bienenart vor Verdrängung durch andere Bienenarten

als Schutz des Lebens von Tieren ausgegeben wird", oder wenn im

Urteil PreussenElektra die Politik des Klimaschutzes und der Nut-

zung erneuerbarer Energieträger als Politik zum Zwecke des

Schutzes der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren

und l l lanzen bezeichnet rvird. t '

Rechtspolitisch betrachtet rväre es n'rinschenswert, wenn Art. 30

EGV weiter gefasst würde, etrva in der lVeise, dass die zitierte Klau-

sel lautet: >> ...2üm Schutze der Gesundheit und des Lebens von

Menschen, der Umr.r'elt, ...".

Zu überlegen wäre, bei der Gelegenheit noch ein weiteres Ausle-

gungsproblem des Art. 30 EGV mitzulösen, nämlich die Frage der

grenzüberschreitenden Erstreckung von Umn'eltbelangen. Es ist
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noch nicht gänzlich geklärt, inwieu'eit die Mitgliedstaaten Be-

schränkungen des Binnenmarkts auch mit dem Schutz solcher Um-

lveltgüter rechtfertigen dürfen, die in anderen Mitgliedstaaten, in

Drittstaaten oder in hoheitsfreien Räumen belegen sind. Dabei sind

znei Aspekte zu trennen. Zum Einen ist zu ftagen, ob der Begriff

,Tiere und Pflanzeno in Art. 30 EGV @zw. ,Umwelt" nach dem obigen

Vorschlag) nur im territorialen Bereich des Mitgliedstaates gelegene

Tiere und Pflanzen umfasst. Dies ist eindeutig zu verneinen, schon

vom Wortlaut her und weil andernfalls der ökosystemare Zusam-

menhang missachtet würde. Zum Anderen ist zu fragen, ob andere

Vorschriften oder Prinzipien die Handlungskompetenz beschrän-

ken. Dazu gehört vor allem möglicherweise bestehendes Sekundär-

recht, wie etwa im Fall "Gourmetterie Van den Burg", in dem der

EuGH das in Schottland vorkommende Moorschneehuhn als nach

RLTgl4Og jagdbar ansah, weshalb sein Import nach Holland nicht

verboten n'erden dürfe.to Andere Beschränkungen folgen aus dem

völkerrechtlichen Territorialitätsprinzip, das überwirkende Rege-

lungen aber nicht vollkommen ausschließt, sondern durchaus er-

laubt, wenn ein Anknüpfungspunkt zum regelnden Staat gegeben

ist. lVieder andere Beschränkungen finden sich im Völkervertrags-

recht, insbesondere dem GATT und den handelsbezogenen Um-

lveltabkommen, was hier jedoch nicht besprochen werden soll.

Als rechtspolitisches Fazit ergibt sich, dass die offene Formulierung

'schutz der Umwelt" hlnreicht, um die transnationale Offnung zu

ermöglichen. Die Beschränkungen der Regelungskompetenzen müs-

sen nicht eigens erwähnt werden. Sie ergeben sich von selbst.

2. Rechtfertigung von weitergehendem mitgliedstaatlichem Hondeln

ist ein Bereich durch Sekundärrechtsakt geregelt, können die Mit-

gliedstaaten nach Art. 95 IV und V EGV bzw. nach Art. 176 EGV

unter Umständen dennoch weitergehende Regelungen erlassen'

Die einzelnen Voraussetzungen des Weitergehens interessieren

hier nicht. Relevant ist in unserem Zusammenhang nur die Frage

der Anwendbarkeit der Umweltrechtsprinzipien. Sie kommen in-

sofern zur Geltung, als sich das "WeiterSehen" entlang einer be-

stimmten Zielfunktion bestimmen muss' Diese ist in Art. 95 IV und

V explizit und in Art. 176 implizit mit dem Schutz der Umwelt um-

schrieben. Das Weitergehen muss also mehr Umweltschutzbrin-

gen. Dabei sind hinsichtlich Art. 95 über die Integrationsklausel

und hinsichtlich Art. 176 durch direkten Verweis auch die Um-

weltrechtsprinzipien des Art. 174 zu beachten. Sie stecken also den

Möglichkeitsraum mit ab, den die Weitergehensklauseln eröffnen'

Dazu gehört z.B. das Vorsorgeprinzip, das ein Mitgliedstaat heran-

3 1
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.EuGH, Rs. 302/86, Kommission v Dänelnark, Slg. 1988, S. 4607 (No' 9) Als

Lrl:erblick s. IL Temmink," From Danish bottles to Danish bees: the dynamics
of free movement of goods and environmental protection - a case law ana-
lysis, Yearbook of European Environmental Law 2000,Vo1.1, S. 61-102'
EtßH, Rs. C-473198, Kemikalieinspektionen v Toolex, Slg. 2000, (No 38)'

Der Fall betrifft das Verbot von Trichlorethylen, das sich auch über Um-
weltprozesse ausbreitet.
ÄrrGH, Rs. C-67197 , Ditlev Bluhme (No 33).
XuGH, Rs. C-379, PreussenElektra, Slg. I 2007,2099 (No. 73).
ErGtl, Rs. C-2l90, Kommissionv. Belgien, Slg. 1992, S. I-4431 (No.34).

ErrGFl,  Rs.  C-2O3196, Dusseldorp,  Sig.  I  1998,4075.
Dies war von den Niederlanden, um deren Exportbeschränkung es ging, al-

lerdings nicht geltend gemacht worden, so dass der Gerichtshof sich dazu

auch nlcht zwingend äußern musste. S. dant G. Winter, Die Steuerung gren-

züberschreitender Abfallströme, DVBI. 2000, 657 ff.
S. dazt |. H. Isns/ A.-K. von der Heide, Europäisches Umweltrecht, Groningen
(Europa Law Publishing) 2003, 5.287 tf
So Eu-GH,Rs. 302/86, Kommission I'Dänemark, S1g 1988, S. 4607.
Ygl. D. H. Sclrcuitrg, Das Europäische Umweltvelfassungsrecht a1s Maßstab ge-

richtlicher Kontrolle, EuR 2002, 679,645 f.
ErrGfl, Rs. C-67197, Ditlev Bluhme (No. 33, 38).
ÄriGH, Rs. C-379, PreussenElektra, SIg. I 2007,2099 (No. 75)
IuGH, Rs. C-7 69 1 89, Gouimetterie van den Bourg, Slg. I-1990, 2143 (lJo 15)'

Zu Recht kommentiert L. Krdmer, dass der Gerichtshof die in Art 14 der RL

79l409 vorgesehene MÖglichkeit weiterzugehen auf den Fall hätte anlven-

den müssei. S. L. Krämei,European Environnental Law Casebook, London

1993 ,  S .  157  f .

26
27
28
29
30

3+
35
3 6

141



Aufso tz

ziehen kann, wenn sich die Gemeinschaftsmaßnahme lediglich
auf Gefahrenabwehr beschränkt.

Da all dies klar auf der Hand liegt und auch rechtspolitisch sinn-
voll ist, sollte an den vorhandenen Formulierungen festgehalten
werden.

3. Ermöglichung von nationolen Wettbewerbsbeschrönkungen

Umweltrechtsziele können nationale Beihilfen rechtfertigen, wenn
diese wegen ihrer wettben'erbsbeeinträchtigenden Wirkung nach
Art. 87 EGV an sich unzulässig sind. Sie werden zwar (mit Ausnah-
me von Naturkatastrophen) in den Zulassungstatbeständen der Art.
8 7 II und III EGV nicht ausdnicklich erwähnt, kommen aber im Rah-
men allgemeinerer Begriffe zum Zrge, wie zB im Zusammenhang
mit "Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interessen oder
mit der "Entwicklung gewisser Wirtschaftszvveige" (Art. B7 IiI lit. b)
und c)).3t Rechtsdogmatisch wird dies nicht nur als freie politische
Entscheidung angesehen, sondern auch mit dem Integrationsprin-
zip des Art. 6 EGV begründet. Angesichts der Bedeutung des Um-
lveltschutzes und der Tatsache, dass die geltenden Ausnahmegrun-
de einen deutlichen bias zugunsten der wirtschaftlichen Entwick,
lung besitzen, empfiehlt es sich jedoch, "Umweltschutz" als
selbständigen Ausnahmegrund ausdrücklich zu benennen.

N{itgliedstaaten können nicht nur durch Beihilfen, sondern auch
durch Gesetzgebung, die Kartellbildung induziert und Ausschließ-
lichkeitsrechte gelr'ährt, sowie durch den Betrieb öffentlicher Un-
ternehmen den grenzüberschreitenden Wettbewerb beeinträchti-
gen. Dies ist hinsichtllch der Kartellbildung durch die Rechtspre-
chung des EuGH3s und hinsichtlich der Ausschließlichkeitsrechte
und öffentlichen Unternehmen nach Art. B6 I EGV grundsätzlich
untersagt. Umweltschutzziele können auch in diesen Fällen recht-
fertigend wirken.3e Auch insoweit fragt es sich, ob sie explizit - etwa
in Art. B6 I - benannt werden sollten. Da die öffentliche Wirtschaft
- anders a1s Beihilfen - aber kein zentrales Instrument des Um-
weltschutzes ist, kann es bei der Anwendung des Integrations-
prinzips sein Bewenden haben.

l l .  Direkt ive Funktionen

Direktive Funktionen der umweltrechtlichen Prinzipien gegenüber
den Nlitgliedstaaten sind lveniger offensichtlich als die ermögli-
chenden Funktionen. Sicherlich sind die lrlitgliedstaaten nicht ge-
bunden, soweit es ihren eigenen Kompetenzbereich angeht. Soweit
sie jedoch Gemeinschaftssekundärrecht ausfuhren und ihnen dabei
Spielräume verbleiben, kommt in Betracht, dass sie dabei auch zur
Beachtung der umweltrechtlichen Prinzipien verpflichtet sind.r0
Dies rväre eine konsequente Fortsetzung der Rechtsprechung des
EUGH im Fall Wachauf (die in Art. 53 der Grundrechtecharta kodi-
fiziert ist), dass nämlich die lvlitgliedstaaten bei Ausfuhrung von Ge-
meinschaftsrecht an die Gemeinschaftsgrundrechte gebunden
sind.rr Von besonderem Interesse ist dabei das wohl in keiner Mit-
gliedstaatsverfassung verankerte Integrationsprinzip nach Art. 6. Es
könnte dazu fuhren, dass die Mitgliedstaaten auch dann die Um-
weitrechtsprinzipien beachten müssen, wenn sie nicht-umweltpoli-
tische Gemeinschaftsrechtsakte, also z.B. Energierecht, ausfuhren
müssen.t: Allerdings besteht die Schwierigkeit, dass sich sowohl
Art. 6 n'le Art. 174 wörtlich nur an die Gemeinschaftsorgane rich-
ten, lr,ährend die Grundrechte n'egen ihres richteirechtlichen Ur-
sprungs insorveit freier gestaltbar waren.

Deshalb empflehlt sich fur die neue europäische Verfassung eine
Klausel, die die Mltgl iedstaaten bei Ausfuhrung von Gemein-
schaftsrecht zur Beachtung der Umr,veltrechtsprinzipien verpflich-
tet. Damit könnte zugleich das Ungleichgewicht beseitigt r,r,erden,
welches darin besteht, dass die Nlitgliedstaaten zwar - sogar mit Di-
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rektu.irkung gegenüber entgegenstehendem nationalem Recht -

zur Beachtung der Grundfreiheiten verpflichtet werden, dass deren

Beschränkung z.B. im Umweltinteresse jedoch nicht gleicher-

maßen als Verpflichtung, sondern wie oben dargelegt (gemäß

Art. 30 und der Rechtsprechung zur "rule of reason") nur als Be-

fugnis formuliert ist.a3

D. Rechtl iche Bedeutung im Hinbl ick auf Unternehmen

Die Umn'eltrechtsprinzipien des EGV besitzen unmittelbare recht-

liche Wirkung u.U. auch fur das Verhalten der Unternehmen. Da-

bei steht die ermöglichende Funktion ganz im Vordergrund: Es
geht jeweils um eine Rechtslage, in der den Unternehmen
grundsätzlich ein bestimmtes (nämlich wettbewerbsbeschränken-

des) Verhalten untersagt ist, in der sie aber dennoch tätig werden

dürfen, wenn sie Umweltschutzziele verfolgen. Unentdeckt ist bis-

her die Möglichkeit, in der europäischen Verfassung Umweltprin-

zipien.als Handlungsverpflichtungen fur Unternehmen oder all-

gemeiner fur Gemeinschaftsbrirger/-innen zu verankern. Die Ra-

dikalität dieses Gedankens relativiert sich, wenn man bedenkt, dass

es immerhin unmittelbar wirkende Rechte gibt, wie insbesondere

die Grundrechte und die Grundlreiheiten. Die Frage bedürfte aber

noch gründlicherer Aufarbeitung, insbesondere im Hinblick dar-

auf, inwieweit die mitgliedstaatlichen Verfassungen Grundpflich-

ten kennen, und welche Erfahrungen sie damit gemacht haben.*t

Ermöglichende Funktion haben die Umweltrechtsprinzipien im

Hinblick auf Absprachen und abgestimmte Verhaltensweisen, die

den grenzüberschreitenden Wettbewerb beschränken. Diese sind

nach Art. B1 EGV grundsätzlich nichtig, können aber, wenn sie Um-

weltschutzziele verfolgen,'r,r.irksam oder genehmigungsfähig sein.

Ahnliches gilt fur die Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stel-

lung nach Art. 82 EGV (Beispiel: ein Unternehmen verlangt von sei-

nen Lieferanten die Einhaltung bestimmter Umweltstandards). Die

Einzelheiten sollen hier nicht behandelt werden. Unter rechtspoli-

tischen Gesichtspunkten ist lediglich zu bemerken, dass die Um-

weltrechtsprinzipien in Art. 81 und 82 nicht eigens erwähnt, son-

dern über das Integrationsprinzip des Art. 6 EGV in das Wettbe-

werbsrecht hineintransportiert werden und deshalb auch N{aßstab

fur die Überwachungsmaßnahmen der Kommission sind. Um ihr

Ge"vicht zu verstärken, wäre zu überlegen, ob Umweltschutzziele
nicht etr,va in Art. B1 III EGV eigens benannt werden sollten.

Eine ähnliche Frage stellt sich fur Unternehmen mit Ausschließ-
lichkeitsrechten oder mit Aufgaben allgemeinen wirtschaftlichen In-

teresses nach Art. 86 EGV. Zum Beispiel kann die Übertragung eines

37 Zu Beispielen aus der Kasuistik der Genehmigungspraxis der Kommission s.
lans/von der Heide, op. cit. S. 352 ff,
lans/von der Heide, op. cit. S. 335 f.
Zu Beispielen s. lans/von der He[de, op. cit. S. 335 f. und S. 338 ff.
So lans/ von tler Heide, op. cit. S. 23.
EUGH, Rs. 5/88, Hubert \{achauf v Bundesrepublik Deutschland, S19.1989
S. 2609 (No. 19).

42 Ahnllche Vorschläge be\ R. Macrory, Environmental integratlon and the
European Charter of lundamental Rights, Vortrag vor der Avosetta Group,
Januar 1,2/73, 2001,, p.8 (shav.avosetta .org); N. de Sadeleer, Les fondements
de l'action communautalre en matiöre d'environnement, in: Peter Lang, L'
Europe et ses cito,vens, 2000, S. 112, mit e-eiteren Beispielen.

43 Einen Formulierungsvorschlaghat die Avosetta-Group gemacht: "Subiect to
imperative reasons of overriding public interests significantly impairing the
environment or human health shall be prohibited." (wsnv.avosetta.org) Da
der Vorschlag nicht nur die Mitgliedstaaten, sondern auch die Gemeinschaft
bindet und zuden nicht auf die Prinzipien des Art. 1 7.1 verweist, wäre es ein-
facher, in ArI. 174 einen neuen Absatz anzufügen, der besagt, dass Art. 17{
I bis III auch r,on den Mitgliedstaaten zu beachten sind, soweit sie Gemein-
schaftsrecht durchführen.

.14 Zum deutschen Recht s. z.B. im Zusammenhang rnit Art. 14 II GG G. Vrht-
tdr, Alternativenprüfung im Prozess administrativer Entscheidungsbildung.
Zugleich ein Beitrag zu einer Grundpflicht ökologischer Verhältnismäß19-
kei t ,  Düsseldorf  7997 5.67 f f .
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Winter ,  Umwel t recht t iche Pr inz ip ien des Gemeinschaf tsrechts

Ausschließlichkeitsrechts zur Verrvertung von Abfällen auf ein Un-

ternehmen aus Umweltschutzgründen Serechtfertist werden."

Auch diesbezüglich sollen die Einzeiheiten nicht behandelt werden.

Es stellt sich jedoch wiederum die Frage, ob Umweltschutzgründe

nicht neben dem "allgemeinen wirtschaftlichen Interesse" erwähnt

werden sollten.

E. Semantik einiger Prinzipien

ÜIber den Bedeutungsgehalt der Prinzipien ist bereits viel geschrie-

ben worden. Ich werde mich deshalb auf ausgewählte Fragen be-

schränken, die die wichtigsten Prinzipien betreffen und Anlass ge-

ben zu überlegen, ob die Verträge entsprechend umformuliert rver-

den sollten.

l .  Vorsorgeprinzip

Das Vorsorgeprinzip ist aus dem deutschen Recht auf die europäische

Ebene ger'vandert. Es hat dabei allerdings gewisse Bedeutungsgehalte

abgestreift. Das europäische Vorsorgeprinzip hat im Wesentlichen

eine methodologische und einen strategische Bedeutung. Dies wird

sowohl in der Mitteilung der Kommission über die Anr'vendbarkeit des

Vorsorgeprinzips*o wie in der neueren Leitentscheidung des EuG im

Fall Pfizer{7 deutlich. Methodologisch gibt es Anleitung fur die Ope-

rationen der Risikoabschätzung (risk assessment), strategisch macht es

Vorgaben fur die Entscheidung, ob interveniert werden soll. In bei-

derlei Hinsicht mahnt es zu Vorsicht: Bei der Risikoabschätzung, die

normalerweise aus den beiden Schritten "Bestimmung des fur hin-

nehmbar gehaltenen Risikogrades" (2.8. der kritischen tolerierbaren

Dosis) und Bestimmung der realen oder zu erwartenden Belastungs-

pfade und Belastungen (sog. Lxpositionsanall'se) besteht, soll lvissen-

schaftliche Ungewissheit kein Anlass fur Entwarnung sein, vielmehr

soll sie gerade in ihrer Besonderheit (sind die Aussagen rein hypothe-

tisch? gibt es Anhaltspunkte? etc.) ausgelotet rverden. Und bei der Ent-

scheidung, ob gehandelt werden soll (- der ersten Stufe des sog. risk

management -), soll wissenschaftliche Unsicherheit nicht bereits

Grund genug sein, von Maßnahmen abzusehen.l '

Zusammenfassend heißt es in dem zitierten EuG-Urteilao:

"Vielmehr ergibt sich aus dem Vorsorgegrundsatz in seiner Auslegung
durch den Gemeinschaftsrichter, dass eine vorbeugende lfaßnahme
nur dann getroffen rverden kann, wenn das Risiko, ohne dass seine Exi-
stenz und sein Umfang durch zwingende wissenschaftliche Daten in
voliem Umfang nachgewiesen worden sind, auf der Grundlage del zum
Zeitpunkt des Erlasses dieser Maßnahme verfügbaren wissenschaftli-
chen Daten gleichrvohl hinrerchend dokumentiert erscheint."

Das deutsche Vorsorgeprinzip hat dagegen zusätzlich eine sub-

stantielle und eine instrumentelle Dimension. Die substantielle Di-

mension besteht darin, dass auch örtliche und zeitliche Fernfolgen,

Schäden an besonders empflndlichen Schutzgütern, bloße Belästi-

gungen und niedrige Wahrscheinlichkeiten in die Risikoabschät-

zung einbezogen werden müssen. Die instrumentelle Dimension

betrifft das Arsenal der zu treffenden Maßnahmen. Vorsorge meint

in dieser Beziehung, dass relativ unabhängig von prognostizierba'

ren Schäden die besten verfugbaren Techniken der Schadensver-

meidung eingesetzt werden sol len.50

Es stellt sich die Irage, ob diese zusätzlichen Bedeutungen bereits

durch andere europäische Prinzipien vertreten sind. Ist dies nicht

der Fali, kommt die Einführung und möglicherweise auch Kodifi-

zierung weiterer Prinzipien in Betracht. Allerdings muss hier äußer-

ste Sparsamkeit walten, denn der Prinzipienhimmel ist bereits hin-

reichend dicht bewölkt.
Die instrumentelle Dimension ist möglicherweise im Präven-

tions- und im Ursprungsprinzip repräsentiert. Prävention markiert

ZUR Sonderheft 2003

den Gegenpol von Nachträgl ichkeit.  Z.B. wäre ein Genehmi-

gungsvorbehalt präventiv im Vergleich zu Schadenshaftung.tt Be-

zugspunkt sind die Verursachungsketten. Das Ursprungsprinzip

treibt die Maßnahmen möglichst weit nach vorn an den Beginn

der Kausalkette. Dieser Struktur lässt sich der Maßstab der besten

verfugbaren Techniken problemlos zuotdnen: Er setzt am Emissi-

onsvorgang an, det dem Ausbreitungsprozess und der Immission

sor,r'ie deren Auswirkungen vorgelagert ist. Allerdings müsste eine

solche Interpretation des Präventions- und Ursprungsprinzips sich

erst noch breiter durchsetzen. AIs hinderlich erscheint diesbezüg-

lich eine Bemerkung des EuGH im Fall Safety High Tech, auf die

auch das EuG im Fall Pflzer verweist: \\'enn "die Umweltpolitik der

Gemeinschaft nach Art. 130r Abs. 2 EGV auf ein hohes Schutzni-

veau abzielen muss, so doch nicht unbedingt auf das in techni-

scher Hinsicht höchste".sr Es wäre aber falsch, dies so zu interpre-

tieren, als wäre dadurch eine Orientierung am technisch Machba-

ren unzulässig. Eine solche Orientierung ist ledigl ich nicht

Bestandteil des Prinzips "hohes Schutzniveau", was verständlich

ist, weil das Schutzprinzip an Toleranzgrenzen der Umlveltmedien

ansetzt, lvährend Technikmaßstäbe auf Quellen bezogen sind. Es

ist also keineslvegs ausgeschlossen, dass das Präventionsprinzip

den lvlaßstab des technisch Machbaren in sich aufnimmt.

Die genannte substantielle Dimension ist bisher in den Prinzi-

pien des Art. 17l EGV überhaupt \,venig präsent. Die Problematik

der Schäden fur empflndliche Schutzgtiter, der Belästigungen und

der niedrigen Wahrscheinlichkeiten lässt sich über entsprechende

interpretatorische Weiterentwicklung vermutlich noch im Vorsor-

geprinzip unterbringen. Mit den örtlichen und zeitlichen Fernfol-

gen ist dies schu'ieriger, r,r'ei} sie im Laufe der Zeit ein Eigengewicht

und eine eigene Problemlogik erhalten haben, die mit Hilfe ge-

nuiner Prinzipien besser gelöst wetden können. Gemeint ist im

Hinblick auf die zeitlichen Fernfolgen das Prinzip des Schutzes

zukünftiger Generationen und im Hinblick auf die örtlichen Fern-

folgen ein mögliches Prinzip des Schutzes der globalen Umlvelt-

zusammenhänge. Diese beiden Gesichtspunkte verdienen es, be-

sonders hervorgehoben zu lvetden. In Betracht kommt, sie in Art.

17tl eigens zu nennen, also den Katalog der dort aufgefuhrten Prin-

zipien um die Klausel zu etgänzen, dass die Umweltpolitik dem

Schutz zukünftiger Generatlonen und der globalen Biosphäre die-

nen muss.t'Als Alternative zur Erwähnung der zukünftigen Gene-

rationen bietet sich allerdings auch das Nachhaltigkeitsprinzip an.

Hierzu sogleich.

l l .  Nachha l t ige  Entw ick lung

"Nachhattige Entwicklung" wird als Grundorientierung der EU in

der Praeambel des EUV als Ziel der EU in Art. 2 EUV und als Auf-

15 S. dazu Jans/von der Heide, op. cit. S. 338 ff.
46 Mitteilung v. 2.2.2000, Kom (2000).
47 ELIG, Ufteil v. 1-1.9 .2OO2, Rs T-1 i99 (Pfi zer v Rat der EG).
48 Sowohl dle Mitteilung der Kommission lvie (noch klarer) das EuG-Urteil (vgl.

Rn. 150) ziehen die Bestimmung des hinnehmbaren Risikogrades und die
Entscheidung über das Ob des Handelns zusammen. Es empfiehlt sich je-
doch, zlvischen der eher noch wissenschaftlich beeinflussten schutzgutin-
ternen Bervertung und der unmittelbar handlungsbezogenen übergreifenden
Bervertung zu unterscheiden. Dies kommt auch in den bisher existierenden
Rechtsakten über die Risikoabschätzung zum Ausdruck, vgl. RL 93/67/EWG
der Kommission zur Festsetzung von Grundsätzen fur die Bewertung der fu-
siken fur Mensch und Umvrelt und VO(EG) Nr. 1'188/94 der Kommission zur
Festlegung von Grundsätzen fur die Bevr'ertung der von Altstoffen ausge-
henden Risiken für Mensch und Umwelt, ABl. EG L 767/ 19945.3.

49 Rn. 144.
50 So z.B. nach S 5 I Nr. 2 BImSchG.
51 Nahirlich hat auch Schadenshaftung ie nach Stringenz eine präventite !Vir-

kung.
52 Rn. 49 des Urteils.
53 So im Hinblick auf den Schutz zukünftiger Generationen auch der Vorschlag

der Alosetta-Gruppe, s. oben Fn,43.
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gabe der EG in Art. 2 EGV genannt. Man kann sie vielieicht als Leit-

idee oder Ideal bezeichnen. Rechtiiche Bedeutung im Sinne der

hier zugrunde gelegten Prinzipienlehre kommt ihr auf der Grund-

lage der genannten Bestimmungen jedenfalls nicht zu.'r Anderer-

seits ist sie aber in Art. 6 zum Bestandteil des Integrationsprinzips
gemacht worden und nimmt somit an dessen rechtlichem Gehalt

teil.ss Darüber hinausgehend kommt in Betracht, Nachhaltigkeit

auch als echtes Prinzip der Umweltpolitik in Art. 174 zu I'erankern.

Hierfur, aber jedenfalls fur Art. 6 EGV muss jedenfalls versucht wer-

den, einen möglichst spezifischen Begriffsgehalt zu bestimmen.
'Nachhaltigkeit" kommt bekanntlich ebenso wie das Vorsorge-

prinzip aus dem deutschen Recht und fuhrte hier ein langes Ei-

genleben als Prinzip der Waldbewirtschafbung. In dieser Tradition

ist es eng mit der Nutzung von nattirlichen Ressourcen, und zwar

insbesondere von solchen, die regenerierbar sind, verbunden. Da-

mit ist zweierlei gesagt, eines im Hinblick auf den Anwendungs-

bereich und eines im Hinblick auf die Intensität: Zum Einen galt

das Prinzip nicht fur die Nutzung der Umwelt als Senke fur Schad-

stoffe, hier waren die Prinzipien der Gefahrvermeidung und spä-
ter Risikovorsorge "zuständig"."'Zum Anderen r'var das Prinzip in-

sofern in gewisser Weise d1'namischer, als es durchaus Zerstörun-
gen von Umweltgütern (2.8. die Abholzung eines \Valdes) zuließ,

wenn in 1ängerfristiger Perspektive die Regeneration gewährleistet

war, während das Gefahrvermeidungs- und Vorsorgeprinzip eher

auf die Identifizierung statischer Grenzziehung zwischen techni-
schem Prozess und uUmwelt" abzielte.

Mit dem Bericht der Weltkommission fur Umwelt und Entwick-

lung (sog. Brundtland-Kommission) von 1987 n urde die Brücke zu
den Umweltgütern insgesamt geschlagen. Diese gelten nun um-
fassend als Ressourcen, wobei die Vorstellung der Grenzziehung

durch die der langftistigen Erhaltung der Umwelt als System ersetzt
wird.sT Drei Grundsätze des Umgangs mit den verschiedenen Res-

sourcen können heute als konsentiert angesehen werden: Erneu-

erbare Ressourcen dürfen nur in dem Maße verbraucht r,r,erden, in

dem sie sich regenerieren (Regel 1). Erschöptbare Rohstoffe und
Energieträger dürfen nur in dem Maße verbraucht lverden, wie
gleichzeitig physisch und funktionell gleichwertiger Ersatz an
regenerierbaren Ressourcen geschaffen wird (Regel 2). Schadstoff-
emissionen dürfen die Abbaukapazität der Umrveltmedien und
Ökosvsteme nicht übersteigen {Regel 3 r. '8

Eine weitere Begriffsdimension, den die Brundtland-Kommission
betont, ist der Brückenschlag zlvischen Ökonomie und Ökologie.
Der Grundsatz der Nachhaltigkeit kann als ein solcher der nachhal-
tigen (dauerhaft umweltgerechten) Nutzung der Umn'eltgüter ver-
standen n'erden. Dann geht er von der Umwelt aus und denkt auf
die wirtschaftlichen Aktivitäten hin, denen auf diese Weise eine
Grenze gesetzt wird, und zwar eine Grenze, die komplexer ist als die
des klassischen "Umn'elt"-Begriffs. Andererseits kann der Grundsatz
der Nachhaltigkeit als ein solcher der nachhaltigen Enhvicklung
oder nachhaltigen \&rirtschaftsweise verstanden werden. Dann geht

er von der Wirtschaft aus und denkt auf die Umwelt hin.
Der Vorschlag der Brundtland-Kommission n'eist in diese zwei-

te Richtung.se In dem Bericht rvird durchweg von nachhaltiger Ent-
wicklung, nicht von nachhaltiger Naturnutzung gesprochen. Da-
bei ist der Kommission wesentlich, dass die Belange der Naturres-
sourcen in die innere Struktur und Denkweise der Wirtschaft und
Technikentwicklung eingebaut lverden muss.

In der Folgezeit ist die Interpretation der "nachhaltigen Entwick-
lung" rup sog. Drei-Säulen-Modell weiterentwickelt worden: Nach-
haltige Entwicklung steht danach nicht nur fur den dauerhaften
Schutz von Umweltressourcen, sondem auch fur die dauerhafte Er-
haltung jeder Art von lVirtschaft und sozialem Wohlstand.on Diese
Ausweitung entleert den Begriff jedoch bis zur Unkenntlichkeit und
fuhrt leicht zu einem schllchten roll-back der ökologischen Belange.
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Deshalb ist er abzulehnen. Der Bezug auf die natürlichen Ressourcen

muss gewahrt bleiben.6l Diese Position muss iedoch nicht notwen-

dig zu dem älteren Prinzip der nachhaltiSen Natumutzung zurück-

fuhren.6' Der Gedanke der ökologischen Wirtschaftsweise bleibt vi-

rulent und entfaltet seine Dramatik vor allem a1s Druck zur Verän-

derung des Verhaltens der Unternehmer und Konsumenten. In

Absetzung von dem Drei-Säulen-Modell setzt das Prinzip der nach-

haltigen Enfivicklung die Wirtschaft unter Kreativitäts- und Innova-

tionsdruck.63 Es gibt nicht jeder der Säulen ih-ren eigenen Enfaltungs-

raum, sondern zwingt die wirtschaftliche und soziale Sphäre dazu,

sich fundamental zu wandeln. Man kann vielleicht von nachhaltiger

Entr,vicklung im emphatischen Slnn sprechen. Ist dies richtig, so er-

weist es sich auch als passend, dass die Verträge von nachhaltiSer Ent-

wicklung und eben nicht von nachhaltiger Ressourcennutzung spre-

chen, wenn sie diesen Gedanken durch Platzierung in Art. 6 EGV mit

dem Integrationsprinzip verbinden.

Rechtspolitisch ergibt sich, dass jedenfalls an Art. 6 EGV, lvie er

steht, festgehalten werden sollte. "Nachhaltige Entwicklung" so11-

te gerade wegen ihrer Brückenfunktion nicht in Art. 174 EGV ste-

hen, sondern am Anfang der Verträge.
Zu überlegen wäre ledoch, in Art. 174 ein Prinzip der Nachhal-

tigkeit der Nutzung nattirlicher Ressourcen aufzunehmen. In die-

sem Fall könnte auf den oben erwogenen Vorschlag, den Schutz

zukünftiger Generationen zu erwähnen, verzichtet werden. Im

Übrigen könnte die Klausel "umsichtige und rationelle Verwen-

dung natürlicher Ressourcen" in dem neuen Prinzip aufgehen und

dementsprechend gestrichen werden.

Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung in Gestalt der Inte-

grationsklausel hat rechtstechnisch den Vorteil, dass Umwelt-

schutz nicht in die einzelnen Kompetenzvorschriften fur die Poli-

tiken, die Umweltimplikationen haben, hineingeschrieben werden

muss. Dennoch empfiehlt sich eine explizite Erwähnung des Um-

weltschutzes bei denjenigen Politikbereichen, die in ganz zentra-

ler Weise die Umu'elt tangieren. Hierzu gehören die Agrarpolitik,

die Verkehrspolitik und die Energiepolitik. Dementsprechend soll-

te in Art. 33 I EGV der Schutz der Umwelt und eine nachhaltige

Landwirtschaft erwähnt oder seradezu zum Ziel der Landrvirt-

5.1 So auch I. Verschuuren, Principles of environmental law. The ideal of su-
stainable development and the role of principles of international, European
and national environmental la*.. Baden-Baden. 2003.

55 D. Murswiek, 'Nachhaltigkeit" - Probleme der rechtlichen Umsetzung eines
umweltpolitischen Leitbildes, NuR 2002, 611, 644; W. Frenz/ H. Unnerstall,
Nachhaltige Entrvicklung im Europarecht, 1999.

56 E. Rehbinder, Nachhaltigkeit als Prinzip des Umn'eltrechts: konzeptionelle
Fragen, in: H.-P. Dolde (Hrsg.) Umwelt im lVandel, Berlin 2000, 5.721 ff .

57 Vgl. Kap. 2 Nr. 14 des Berichts: "Sogenannte freie Güter wie Luft und Was-
ser sind auch Ressourcen. Rohstoffe und die Energie der Produktionsprozes-
se werden nur teilweise in nattirliche Produkte umgesetzt. Der Rest lällt als
Abprodukte an. Stabiie Entwicklung macht es erforderlich, dass ungünstige
Auswirkungen auf die Qualität der Luft, lVasser und anderen natürlichen Ele-
menten auf ein Mini.mum herabgesetzt werden, sodass die Stabilität des ge-
samten Ökosystems erhalten bleibt."

58 Enquete-Kommission "Schutz des Menschen und der Umrvelt", (Hrsg.), Die
Industriegesellschaft gestalten, Bonn 1994 S. 32. Rat von Sachverständigen
füLr Umweltfragen, Umweltgutachten 2002. Eine neue Vorreiterrolle, Stutt-
gart (Metzler-Poeschel) 2002, Nr. 29. Der za.eite Grundsatz wird abge-
schwächt auch als Sparsamkeitsgrundsatz verstanden, d.h. dass Ressourcen
nicht mehr als unbedingt notwendig in Anspruch genomnen werden dür-
fen. S. UGB-KomE $ 4 Nr. 1; vgl. D. Murswiek,NuR 2002, 6.14.

59 Vgl. Kap. 2 Nr. 75 des Berichts: "Eine solche Ansicht (scl. der Nachhaltigkeit)
setzt das Recht, öffentliche und private Ressourcen zu nutzen, in seinen an-
gemessenen gesellschaftlichen Zusammenhang und stellt ein Ziel fur spezi-
fi.schere Maßnahmen dar."

60 So die Enqu€te-Kommission "Schutz des Menschen und der Umrvelt" des 13.
Deutschen Bundestages, Ronzept Nachhaltigkeit - Vom Leitbild zur Umset-
zung, Bonn 1998.

67 E. Rehbincler, a.a.O. S. 73O ff .i D. Murswiek, NuR 2002, 641, 642. So auch So
aber Rat von Sachverständigen fiir Umweltflagen, Umweltgutachten 2002. Eine
neue Vorreiterrolle, Stuttgart 2002, Nr. 31.

62 So aber tendenziell E. Rehbinder, op. cit. S. 730 ff.
63 So auch Rehbinder. oD. cit. S. 743.
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'Hey,  Industry lobbying in  Brüssel :  E inf lussstrategien und -barr ieren

schaftspolitik erhoben werden ln Art. 70 EGV sollte die Notwen-

digkeit der Beachtung des Umweltschutzes und der Energieeins-

parung genannt werden. In Art. 154II EGV so11te angefugt werden,

dass die Tätigkeit der Gemeinschaft den Erfordernissen des Um-

neltschutzes und der Energieeinsparung Rechnung zu tragen hat'

F. Zusammenfassung

Fur die Rechtsdogmatik der umweltrechtlichen Prinzipien ergibt

sich: Diese sind rechtlich verbindlich nicht nur, soweit sie den

Möglichkeitsraum bestimmten Handelns der Gemeinschaftsorga-

ne, der Mitgliedstaaten und auch der Unternehmen ermöglichen,

sondern auch, soweit sie Handlungsmögiichkeiten der Gemein-

schaftsorgane und der Mitgliedstaaten ausfullen und diese zum

Handeln verpflichten.

Rechtspolitisch ergibt sich ftir die neue Verfassung der Europäi-

schen Union:
Die geltenden formulierungen der Prinzipien sind anspruchsvoll

und haben sich im Wesentlichen bewährt. Keinesfalls sollte hinter

das Erreichte zurückgegangen werden' Dies gilt ganz besonders fiir

Art. 6 und Att. 174. Weitergehend empfehlen sich einige l\renise

KJarstel lungen oder ErgänzunSen :

1.In Art. 30 EGV sollten die Worte "Tiere und Pflanzen" durch das

lVort "Umweltschutzu ersetzt werden.

2. In Art. 33 I sottte ein Buchstabe f) angefugt werden, der lautet:

"die Umwelt zu schützen und eine nachhaltige Landrvirtschaft

zu entwickeln".

Christian Hey

Industrylobbying in Brüssel:
Einflussstrategien und -barrieren

Wirtschaftsnahe Akteure setzen sich mit ihren Konzepten ftt eire europäi-

sche Umweltpolitik zur Zeitnur mit Abstrichen durch. Mankann erhebliche

Einftussbanieren fi.r sie im derzeitigen Enßcheidungssystem der EU beob-

achten. Wichtigste Einflussbatiere ist die zentrale Kontrolle von urnweltpo-

litischen Akteuren über Inhalte und Entscheidungsprozesse in der EU. Das

umweltpolitische Dreieck aw GD Umwelt, dem Umweltausschtss des zu-

ropäischen Parlamentes und des Umweltministenates ist in rier Lage, witt-

schaftlichen Lobbyeinflws relativ erfolgreich zu filtent und zu begtenzen. le

mehr sich die Europcüsche Konunission iedoch von einer [Jmweltpolitik durch

Rechßintegration verabschiedet und auf konsensuale Prozesse, N etzwerke

und die verbandliche Selbsßtetterutg setzt, desto mehr wird du Einfluss die-

ses umweltpolitischen Dreiecks gefahrdet. Dieser Trend sollte daher kitisch

begleitel werden.

A. Einleitung

Anfang der 90er Jahre wurde die Anzahl der Wirtschaftslobbyisten

bei der EU auf ca. 10 000 Vertreter geschätzt, der Umsatz dleses Sek-
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3.ln Art. 70 sollte ein Satz 2 angefugt werden: "Dabei sind die Er-

fordernisse des Umweltschutzes und der nachhaltigen Nutzung

der Energieressourcen zu beachten".

4.ln Art. 87 III EGV sollte nach Buchstabe d) ein Ausnahmegrund

"Beihilfen zur Förderung von Umweltschutz" aufgenommen

werden.
5. In Art- 154II sollte ein Satz 3 angefugt werden, der lautet: "Sie trägt

weiterhin der Notwendlgkeit des Umweltschutzes und der nach-

haltigen Nutzung der Energieressourcen Rechnung".

6. In Art. 174 I sollte der 3. Spiegelstrich lauten: "- nachhaltige Nut-

zung der natr,lrlichen Ressourcen;n In Absatz 2 sollte ein drittei

Satz folgenden Inhalts angefugt wetden: "Sie dient dem Schutz

der globalen Biosphäre". Zudem sollte ein Absatz 5 folgenden In-

halts angefugt werden: "Absätze 1 bis 3 gelten auch ftir die Mit-

gliedstaaten, solveit sie Gemeinschaftsrecht ausfuhren".

Dr. iur. Gerd Winter
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tors auf über 1 N{rd. Euro'. Bedenkt man, dass europäischer Ver-

bandseinfluss auch von der nationalen Ebene organisiert wird, kön-

nen diese Zahlen als der unterste Rand dessen angenommen l\rer-

den, was Verbände in die Mitgestaltung der Politik der EU investie-

ren.t Genaue Angaben zu den entsprechenden Investitionen der

Wirtschaft in die Mitgestaltung der europäischen Umweltpolitik

existieren nicht. Allgemein wird aber angenommen, dass ein er-

hebliches Ressourcengefä11e zwischen Vertretern wirtschaftlicher

und allgemeiner Umweltinteressen besteht.3 Derartige Zahlenver-

gleiche legen normalerweise den Kurzschluss nahe, das Überge-
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